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Beschreibung

Technisches Gebiet

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren und eine
Vorrichtung zum Stabilisieren eines Fahrzeugs. Die Vor-
richtung ist zur Durchführung des Verfahrens in einem
Fahrzeug geeignet. Bei dem Fahrzeug kann es sich um
ein Kraftfahrzeug handeln.

Hintergrund der Erfindung

[0002] Moderne Kraftfahrzeuge sind oftmals mit einem
Fahrdynamikregelsystem ausgestattet, wie beispiels-
weise dem bekannten ESP-System (ESP: Elektroni-
sches Stabilitätsprogramm), das insbesondere in der DE
195 150 51 A1 beschrieben wird. Derartige Fahrdyna-
mikregelsysteme dienen dazu, das Fahrzeug in kriti-
schen Fahrsituationen zu stabilisieren. Üblicherweise
wird zu diesem Zweck die Bremskraft an einzelnen Rä-
dern des Fahrzeugs gezielt erhöht, um ein das Fahrzeug
stabilisierendes Giermoment zu erzeugen. Bei Fahrzeu-
gen mit hydraulischen Bremsanlagen wird zur Erhöhung
der Bremskraft eine in die Bremsanlage integrierte Hy-
draulikeinheit eingesetzt, welche eine Pumpe umfasst,
die einen radindividuellen Bremsdruckaufbau unabhän-
gig von einer Bremsenbetätigung des Fahrers ermög-
licht.
[0003] Der Betrieb der Hydraulikpumpe ist mit Geräu-
schen und Vibrationen verbunden und ist bei einer Be-
tätigung des üblicherweise zur Bedienung der Bremsan-
lage vorgesehenen Bremspedals von dem Fahrer deut-
lich spürbar. In der Regel geht der Betrieb der Hydrau-
likpumpe daher mit Komforteinbußen für den Fahrer des
Fahrzeugs einher. Insbesondere aus diesem Grund wer-
den die Regeleintrittsschwellen der Fahrdynamikrege-
lung typischerweise so gewählt, dass Eingriffe nur dann
vorgenommen werden, wenn das Fahrzeugverhalten in
relativ hohem Maße von einem Sollverhalten abweicht.
[0004] Ein Verfahren und eine Vorrichtung gemäß dem
Oberbegriff der unabhängigen Ansprüche 1 und 11 ist
aus der DE 198 20 107 A1 bekannt.

Darstellung der Erfindung

[0005] Es ist eine Aufgabe der vorliegenden Erfindung,
eine komfortablere Stabilisierung eines Kraftfahrzeugs
bei sicherheitskritischen Fahrzuständen zu ermöglichen.
[0006] Die Aufgabe wird durch ein Verfahren mit den
Merkmalen des Patentanspruchs 1 und durch eine Vor-
richtung mit den Merkmalen des Patentanspruchs 11 ge-
löst. Ausführungsformen des Verfahrens und der Vor-
richtung sind in den abhängigen Ansprüchen angege-
ben.
[0007] Gemäß einem ersten Aspekt der Erfindung wird
ein Verfahren zum Stabilisieren eines Kraftfahrzeugs
vorgeschlagen, das über eine Bremsanlage verfügt, die
von einem Fahrer des Fahrzeugs betätigbar ist, um an

wenigstens zwei Fahrzeugrädern eine Bremskraft zu be-
wirken. Während einer Bremsenbetätigung des Fahrers
wird an einem ersten Fahrzeugrad einer Achse ein Auf-
bau einer der Fahrervorgabe entsprechenden Brems-
kraft zugelassen und an einem zweiten Fahrzeugrad der
Achse eine gegenüber der Fahrervorgabe verringerte
Bremskraft eingestellt, wenn die Erfüllung eines Aktivie-
rungskriteriums festgestellt wird.
[0008] Gemäß einem weiteren Aspekt der Erfindung
wird eine Vorrichtung zum Stabilisieren eines Fahrzeugs
mit einer Bremsanlage bereitgestellt, die von einem Fah-
rer des Fahrzeugs betätigbar ist, um an wenigstens zwei
Fahrzeugrädern eine Bremskraft zu bewirken. Die Vor-
richtung umfasst eine Steuerungseinrichtung, die dazu
ausgestaltet ist, während einer Bremsenbetätigung des
Fahrers aufgrund einer Feststellung, dass wenigstens
ein Aktivierungskriterium erfüllt ist, einen Aktor zu steu-
ern. Der Aktor ist dazu ausgestaltet, aufgrund der Steu-
erung an einem ersten Fahrzeugrad einer Achse den
Aufbau einer der Fahrervorgabe entsprechenden
Bremskraft zuzulassen und an einem zweiten Fahrzeu-
grad der Achse eine gegenüber der Fahrervorgabe ver-
ringerte Bremskraft einzustellen.
[0009] Die Erfindung beruht darauf, das Fahrzeug da-
durch zu stabilisieren, dass an einer Achse eine Brems-
kraftdifferenz eingestellt wird. Diese führt zu einem auf
das Fahrzeug wirkenden Giermoment, das Fahrzeugin-
stabilitäten entgegenwirken kann. Dabei beinhaltet die
Erfindung die Idee, die Bremskraftdifferenz herbeizufüh-
ren, indem an einem Fahrzeugrad eine gegenüber der
Fahrervorgabe verringernde Bremskraft eingestellt wird.
Eine Erhöhung der Bremskraft gegenüber der Fahrer-
vorgabe und die damit verbundenen Nachteile, insbe-
sondere die entstehenden Komforteinbußen, werden da-
mit vermieden. Die Erfindung kann damit auch bereits
bei geringeren Fahrzeuginstabilitäten eingesetzt wer-
den.
[0010] In einer Ausgestaltung handelt es sich bei der
Achse um eine Hinterachse des Fahrzeugs und bei dem
zweiten Fahrzeugrad um das kurveninnere Hinterrad.
Anhand einer verringerten Bremskraft an dem kurvenin-
neren Hinterrad kann eine wirkungsvolle Stabilisierung
des Fahrzeugs während einer Kurvenfahrt erzielt wer-
den, insbesondere kann einem Übersteuern des Fahr-
zeugs entgegengewirkt werden.
[0011] Um die Bremskraft an dem zweiten Fahrzeu-
grad gegenüber der Fahrervorgabe zu verringern, sieht
eine Ausgestaltung des Verfahrens und der Vorrichtung
vor, dass eine von dem Fahrer in einem Zeitpunkt ein-
gestellte Bremskraft gehalten wird. In späteren Zeitpunk-
ten während des Bremsvorgangs ist die Bremskraft damit
gegenüber der Fahrervorgabe verringert. An dem ersten
Fahrzeugrad folgt die Bremskraft der Fahrervorgabe, so
dass die gewünschte Bremskraftdifferenz eingestellt
wird. Ein Vorteil dieser Ausgestaltung besteht darin, dass
weder ein aktiver Bremskraftaufbau noch ein aktiver
Bremskraftabbau an dem zweiten Fahrzeugrad vorge-
nommen wird, wodurch Komforteinbußen vermieden
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werden, die durch den Betrieb eines die Bremskraft er-
höhenden oder die Bremskraft verringernden Aktors her-
beigeführt werden können.
[0012] Eine Ausführungsform des Verfahrens und der
Vorrichtung ist dadurch gekennzeichnet, dass die
Bremsanlage des Fahrzeugs Radbremsen umfasst, wel-
che den Fahrzeugrädern zugeordnet sind und Druckmit-
tel aufnehmen können, um eine Bremskraft zu erzeugen,
und dass die Radbremse des zweiten Fahrzeugrads ab-
gesperrt wird, um die Bremskraft konstant zu halten. Ins-
besondere kann die Bremsanlage hierbei etwa als hy-
draulische Bremsanlage mit flüssigem Druckmittel oder
als pneumatische Bremsanlage mit gasförmigem Druck-
mittel ausgeführt sein. Die Bremskraft an dem zweiten
Fahrzeugrad kann bei derartigen Bremsanlagen in ein-
facher Weise dadurch konstant gehalten werden, dass
diese Radbremse abgesperrt wird, so dass sie kein
Druckmittel mehr aufnimmt.
[0013] In einigen Fahrsituationen kann die Bremskraft-
differenz, die dadurch erzielt wird, dass die Bremskraft
an dem zweiten Fahrzeugrad konstant gehalten wird, zu
gering sein, um das Fahrzeug zu stabilisieren. Dies kann
insbesondere dann der Fall sein, wenn der Fahrer die
Bremskraft an dem ersten Fahrzeugrad nicht in ausrei-
chender Weise erhöht. Daher zeichnet sich eine Weiter-
bildung des Verfahrens und der Vorrichtung dadurch aus,
dass die Bremskraft an dem zweiten Fahrzeugrad ge-
genüber der gehaltenen Bremskraft verringert wird,
wenn festgestellt wird, dass aufgrund der konstant ge-
haltenen Bremskraft keine ausreichende Stabilisierung
des Fahrzeugs erreicht worden ist. Vorteilhaft ist in dieser
Weiterbildung ein zweistufiges Verfahren vorgesehen,
bei dem die Bremskraft an dem zweiten Fahrzeugrad
zunächst konstant gehalten und nachfolgend verringert
wird, wenn eine vorhandene Instabilität nicht beseitigt
werden kann.
[0014] Eine verbundene Ausgestaltung des Verfah-
rens und der Vorrichtung sieht vor, dass die Bremskraft
verringert wird, wenn ein Übersteuern des Fahrzeugs
festgestellt wird, während die Bremskraft konstant ge-
halten wird. In diesem Fall kann davon ausgegangen
werden, dass eine ausreichende Stabilisierung des Fahr-
zeugs nicht erzielt werden konnte.
[0015] Von einer bereits vorliegenden oder drohenden
Instabilität des Fahrzeugs kann insbesondere bei einer
hohen Querbeschleunigung des Fahrzeugs ausgegan-
gen werden. Daher beinhaltet eine Ausführungsform des
Verfahrens und der Vorrichtung, dass die Erfüllung eines
Aktivierungskriteriums festgestellt wird, wenn ein Betrag
einer Querbeschleunigung des Fahrzeugs einen vorge-
gebenen ersten Schwellenwert überschreitet.
[0016] Eine verbundene Ausgestaltung des Verfah-
rens und der Vorrichtung ist dadurch gekennzeichnet,
dass der erste Schwellenwert in Abhängigkeit einer Gier-
beschleunigung des Fahrzeugs ermittelt wird, wobei ins-
besondere mit steigender Gierrate eine Verringerung
des ersten Schwellenwerts vorgenommen wird. Hier-
durch wird berücksichtigt, dass insbesondere bei Vorlie-

gen eines geringeren Fahrbahnreibwerts auch bei gerin-
geren Querbeschleunigungen bereits eine Instabilität
des Fahrzeugs vorliegen kann, wenn das Fahrzeug eine
hohe Gierbeschleunigung aufweist.
[0017] Eine weitere Ausgestaltung des Verfahrens und
der Vorrichtung zeichnet sich dadurch aus, dass die Er-
füllung eines Aktivierungskriteriums festgestellt wird,
wenn ein Übersteuern des Fahrzeugs ermittelt wird. Wie
zuvor bereits erwähnt, ist ein Übersteuern in der Regel
mit einem instabilen Fahrverhalten verbunden und führt
daher zur Einstellung der Bremskraftdifferenz.
[0018] Darüber hinaus beinhaltet eine Weiterbildung
des Verfahrens und der Vorrichtung, dass die Erfüllung
eines Aktivierungskriteriums festgestellt wird, wenn in ei-
ner Situation ermittelt wird, dass das Fahrzeugverhalten
von einem Untersteuern zu einem Übersteuern wechselt.
Ein derartiger Wechsel des Fahrverhaltens des Fahr-
zeugs wird von durchschnittlich geübten Fahrern in der
Regel nicht vorausgesehen und führt regelmäßig dazu,
dass diese Fahrer das Fahrzeug nicht mehr beherrschen
können. Vorteilhaft wird das Fahrzeug daher in derarti-
gen Situationen durch den Aufbau einer Bremskraftdif-
ferenz stabilisiert.
[0019] Erfindungsgemäß wird das Verfahren und die
Vorrichtung dadurch gekennzeichnet, dass die Erfüllung
eines Aktivierungskriteriums festgestellt wird, wenn bei
oder nach einem ermittelten untersteuernden Fahrzeug-
verhalten festgestellt wird, dass ein gefilterter Wert einer
Abweichung zwischen einer erfassten Gierrate und einer
modellbasierten Sollgierrate einen ungefilterten Wert der
Abweichung um mehr als einen vorbestimmten Wert
überschreitet. Hierdurch kann ein Wechsel von einem
untersteuernden Fahrverhalten in ein übersteuerndes
Verhalten zuverlässig festgestellt werden. Bei dem vor-
bestimmten Wert kann es sich beispielsweise um eine
vorgegebene prozentuale Abweichung handeln. Die he-
rangezogene Sollgierrate beschreibt das Sollverhalten
des Fahrzeugs bei einer vorgegebenen Geschwindigkeit
und einem vorgegebenen Kurvenradius bzw. einem vor-
gegebenen Radeinschlagswinkel der lenkbaren Räder
des Fahrzeugs.
[0020] Die zuvor genannten und weitere Vorteile, Be-
sonderheiten und zweckmäßige Weiterbildungen der Er-
findung werden auch anhand der Ausführungsbeispiele
deutlich, die nachfolgend unter Bezugnahme auf die Fi-
guren beschrieben werden.

Kurze Beschreibung der Figuren

[0021] Von den Figuren zeigt:

Fig. 1 eine schematische Darstellung eines Kraftfahr-
zeugs mit einem System zum Stabilisieren des
Fahrzeugs bei einem Bremsvorgang während
einer Kurvenfahrt und

Fig. 2 eine schematische Blockdarstellung von Kom-
ponenten des Systems.
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Darstellung von Ausführungsbeispielen

[0022] Figur 1 zeigt schematisch ein Kraftfahrzeug
101, das in der beispielhaften Darstellung über zwei Vor-
derräder 102a,b und zwei Hinterräder 102c,d verfügt. Die
Vorderräder 102a,b, sind lenkbar ausgeführt, und der
Radeinschlagswinkel kann von dem Fahrer des Kraft-
fahrzeugs 101 mittels einer Lenkhandhabe 103 einge-
stellt werden, die über einen Lenkstrang 104 mit den Vor-
derrädern 102a,b verbunden ist. Vorzugsweise handelt
es sich bei der Lenkhandhabe 103 um ein Lenkrad.
[0023] Das Fahrzeug 101 wird durch einen in der Figur
nicht dargestellten Antriebsmotor angetrieben, bei dem
es sich beispielsweise um einen Verbrennungsmotor, ei-
nen Elektromotor oder einen Hybridmotor handeln kann.
Der Antriebsmotor erzeugt ein Drehmoment, das über
einen in der Figur 1 ebenfalls nicht dargestellten An-
triebsstrang an zwei oder vier Fahrzeugräder 102a-d
übertragen wird, um diese Räder 102a-d anzutreiben.
[0024] Um das Fahrzeug 101 abzubremsen, ist eine
Bremsanlage vorgesehen. Diese umfasst Radbremsen
105a-d, die jeweils einem Rad 102a-d zugeordnet sind.
Bei einer Betätigung einer Radbremse 105a-d wird das
zugehörige Rad 102a-d mit einem Bremsmoment beauf-
schlagt und dadurch abgebremst. Die Bremsanlage um-
fasst zudem eine Betätigungseinrichtung 106, die von
dem Fahrer des Fahrzeugs 101 betätigt werden kann
und vorzugsweise als ein Bremspedal ausgestaltet ist.
Mithilfe der Betätigungseinrichtung 106 kann von dem
Fahrer ein Bremsmoment in den Radbremsen 105a-d
eingestellt werden, dessen Höhe sich aus dem Ausmaß
der Betätigung ergibt. Zudem ist ein Aktor vorgesehen,
mit dem die von den Radbremsen 105a-d erzeugten
Bremsmomente gegenüber der Fahrervorgabe verän-
dert werden können. Dabei ermöglicht der Aktor insbe-
sondere eine Verringerung der erzeugten Bremsmomen-
te gegenüber der Fahrervorgabe. Darüber hinaus kann
es auch vorgesehen sein, dass der Aktor dazu in der
Lage ist, die Bremsmomente gegenüber der Fahrervor-
gabe zu erhöhen und die Radbremsen 105a-d zu betä-
tigen, wenn keine fahrerseitige Betätigung der Bremsan-
lage erfolgt.
[0025] In der dargestellten Ausgestaltung handelt es
sich um eine hydraulische Bremsanlage. Dabei ist die
Betätigungseinrichtung 106 über einen Bremskraftver-
stärker 108 mit einem Hauptbremszylinder 109 verbun-
den. Über den Bremskraftverstärker 108 kann mittels der
Betätigungseinrichtung 106 ein Vordruck in dem Haupt-
bremszylinder 109 aufgebaut werden, der über in der
Figur 1 nicht dargestellte Druckleitungen zu den Rad-
bremsen 105a-d übertragen werden kann. Aufgrund der
Druckbeaufschlagung erzeugen die Radbremsen 105a-
d jeweils ein Bremsmoment, mit dem das zugehörige
Rad 102a-d abgebremst wird.
[0026] Der Aktor ist in der dargestellten Ausgestaltung
als eine Hydraulikeinheit 107 ausgeführt, die zwischen
den Hauptbremszylinder 109 und die Radbremsen 105a-
d geschaltet ist. Die Hydraulikeinheit 107 kann in einer

dem Fachmann an sich bekannten Art ausgestaltet sein
und eine Anordnung aus Ventilen sowie eine als Pumpe
ausgestaltete Druckquelle umfassen. Durch eine ent-
sprechende Ansteuerung der Ventile lassen sich die
Druckverbindungen zwischen einzelnen Radbremsen
105a-d und dem Hauptbremszylinder 109 trennen. Unter
Verwendung der Pumpe und anhand einer entsprechen-
den Ventilsteuerung kann der Bremsdruck in einzelnen
Radbremsen 105a-d gegen einen von dem Fahrer in dem
Hauptbremszylinder 109 eingestellten Vordruck verrin-
gert werden. Optional kann mithilfe der Pumpe auch Hy-
draulikflüssigkeit aus dem Hauptbremszylinder 109 in
einzelne Radbremsen 105a-d gefördert werden, um den
Bremsdruck in diesen Radbremsen 105a-d gegenüber
der Fahrervorgabe zu erhöhen bzw. fahrerunabhängig
ein Bremsmoment zu erzeugen. Derartige Hydraulikein-
heiten 107 sind üblicherweise auch Bestandteil von an
sich bekannten Fahrdynamikregelsystemen, die bereits
in einer Vielzahl von Fahrzeugen eingesetzt werden.
[0027] Die Hydraulikeinheit 107 ist mit einer Steuer-
einrichtung 110 verbunden, die dazu in der Lage ist, Steu-
erbefehle an die Hydraulikeinheit 107 zu senden, die von
der Hydraulikeinheit 107 umgesetzt werden. Vorzugs-
weise ist die Steuereinrichtung 110 in einem Steuergerät
enthalten, das einen Mikroprozessor zur Ausführung von
Programmen umfasst, deren Programmcode in dem
Steuergerät gespeichert ist. Die Steuereinrichtung 110
ist vorzugsweise als ein in dem Steuergerät ausgeführtes
Programm ausgestaltet. Darüber hinaus können weitere
Programme in dem Steuergerät bereitgestellt werden.
Ein Beispiel hierfür ist eine an sich bekannte Fahrdyna-
mikregelung, etwa ein ESP-System. Die in den Program-
men vorgesehenen Algorithmen werden innerhalb des
Steuergeräts in der Regel schleifenweise abgearbeitet,
wobei eine Schleife in einem oder mehreren Taktschrit-
ten (Loop) einmal durchlaufen wird, um ggf. ein Aus-
gangssignal zu erzeugen. Die Dauer eines Loops ist vor-
gegeben und beträgt beispielsweise zwischen fünf Milli-
sekunden und zwanzig Millisekunden.
[0028] Die Steuereinrichtung 110 erhält Signale ver-
schiedener Sensoren des Fahrzeugs 101, die beispiels-
weise über einen Datenbus mit dem Steuergerät verbun-
den sind. Hierbei handelt es sich vor allem um Fahrzu-
standssensoren, die einen Gierratensensor 111 zur Er-
fassung der Gierrate dψ/dt des Fahrzeugs 101 sowie ei-
nen Querbeschleunigungssensor 112 zur Erfassung der
Querbeschleunigung ay des Fahrzeugs 101 umfassen.
Darüber hinaus ist ein Lenkwinkelsensor 113 zur Bestim-
mung des Radeinschlagswinkels der Vorderräder
102a,b vorgesehen sowie ein weiterer Sensor, mit dem
eine Bremsbetätigung des Fahrers des Fahrzeugs 101
feststellbar ist. Hierbei kann es sich beispielsweise um
einen Drucksensor 114 handeln, der den im Haupt-
bremszylinder 109 von dem Fahrer eingestellten Vor-
druck erfasst. Ferner wird die Längsgeschwindigkeit des
Fahrzeugs 101 bestimmt, beispielsweise anhand von Si-
gnalen von Raddrehzahlsensoren 115a-d, die an in den
Rädern 102a-d des Fahrzeugs 101 angeordnet sind. Die
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zuvor genannten Sensoren sind üblicherweise auch Be-
standteil von Fahrdynamikregelsystemen. Bei vorhande-
nem Fahrdynamikregelsystem muss das Fahrzeug 101
somit nicht mit zusätzlichen Sensoren ausgerüstet wer-
den.
[0029] Figur 2 zeigt in einer schematischen Blockdar-
stellung eine Ausgestaltung der Steuereinrichtung 110.
Die Steuereinrichtung 110 nimmt eine Steuerung der Hy-
draulikeinheit 107 während von dem Fahrer gesteuerter
Bremsvorgänge vor. Daher wird die Steuereinrichtung
110 bei einer Bremsenbetätigung des Fahrers aktiviert.
Diese wird in dem Block 201 anhand der Signale pv des
Drucksensors 114 ermittelt. Zusätzlich kann es für die
Aktivierung der Steuereinrichtung 110 erforderlich sein,
dass der Vordruck pv einen Minimaldruck überschreitet,
was ebenfalls in dem Block 201 überprüft werden kann.
[0030] Wenn die Steuereinrichtung 110 aktiviert ist,
werden mithilfe der Hydraulikeinheit 107 stabilisierende
Eingriffe in die Bremsanlage des Fahrzeugs 101 vorge-
nommen, wenn eine Instabilität des Fahrzeugs 101 wäh-
rend einer verzögerten Kurvenfahrt festgestellt wird. Zur
Stabilisierung des Fahrzeugs 101 wird das Bremsmo-
ment am kurveninneren Hinterrad 102c,d gegenüber
dem Bremsmoment am kurvenäußeren Hinterrad 102c,d
verringert. Hierdurch kann insbesondere Übersteuerten-
denzen des Fahrzeugs 101 entgegengewirkt werden.
[0031] Um eine Differenz zwischen den Bremsmo-
menten am kurveninneren und kurvenäußeren Hinterrad
102c,d einzustellen, wird vorzugsweise ein zweistufiges
Vorgehen gewählt. In einer ersten Stufe wird das Brems-
moment an dem kurveninneren Hinterrad 102c,d in ei-
nem Zeitpunkt konstant gehalten, während das Brems-
moment am kurvenäußeren Hinterrad 102c,d der Fah-
rervorgabe folgt. Hierdurch ergibt sich eine Bremsmo-
mentendifferenz, wenn der Fahrer das Bremsmoment
nach dem genannten Zeitpunkt erhöht. Um das Brems-
moment an dem kurveninneren Hinterrad 102c,d bei an-
steigendem Vordruck konstant zu halten, wird in der zu-
vor beschriebenen hydraulischen Bremsanlage die Ver-
bindung zwischen dem Hauptbremszylinder 109 und der
dem kurveninneren Hinterrad 102c,d zugeordneten Rad-
bremse 105c,d unterbrochen, so dass der Bremsdruck
in dieser Radbremse 105c,d konstant gehalten wird. Der
Betrieb der in der Hydraulikeinheit 107 enthaltenen Pum-
pe, der von dem Fahrer in der Regel aufgrund von Ge-
räuschentwicklungen und Vibrationen deutlich spürbar
ist, kann unterbleiben. Darüber hinaus ist in der gesperr-
ten Radbremse 105c,d in der Regel nur relativ wenig
Hydraulikflüssigkeit eingesperrt. Durch diese geringe
Volumenaufnahme der Radbremse 105c,d kann die
Bremsanlage von dem Fahrer in der Regel in normaler
Weise bedient werden, insbesondere spürt der Fahrer in
der Regel kein verändertes Pedalgefühl. Damit ist der
Bremseneingriff für den Fahrer nicht oder kaum wahr-
nehmbar, und der Fahrkomfort wird nicht beeinträchtigt.
[0032] Wenn das Fahrzeug 101 durch den zuvor be-
schriebenen Eingriff in der ersten Stufe nicht ausreichend
stabilisiert werden kann, wird in der zweiten Stufe das

Bremsmoment am kurveninneren Hinterrad 102c,d ver-
ringert. Hierdurch wird die Bremsmomentendifferenz er-
höht, wodurch auch das aufgrund der Bremsmomenten-
differenz auf das Fahrzeug 101 wirkende stabilisierende
Drehmoment erhöht wird. Die Verringerung des Brems-
moments am kurveninneren Hinterrad 102c,d kann suk-
zessive wiederholt werden, bis eine Stabilisierung des
Fahrzeugs 101 erreicht wird oder sich eine maximale
Bremsmomentendifferenz eingestellt hat. In der zuvor er-
läuterten hydraulischen Bremsanlage wird der Brems-
druck in der dem kurveninneren Hinterrad 102c,d zuge-
ordneten Radbremse 105c,d verringert, um das von die-
ser Radbremse 105c,d erzeugte Bremsmoment zu re-
duzieren. Dabei wird eine Verringerung des Brems-
drucks dadurch herbeigeführt, dass Hydraulikflüssigkeit
bei geeigneter Ventilstellung mithilfe der Pumpe gegen
den von dem Fahrer eingestellten Vordruck aus der Rad-
bremse 105c,d gepumpt wird. Aufgrund eines Betriebs
der in der Hydraulikeinheit 107 enthaltenen Pumpe kön-
nen Komforteinbußen für den Fahrer in der zweiten Stufe
nicht vollständig vermieden werden.
[0033] Bei einer verzögerten Kurvenfahrt auftretende
Instabilitäten des Fahrzeugs 101 wird anhand von Akti-
vierungskriterien erkannt, die in einer Aktivierungsein-
richtung 202 der Steuereinrichtung 110 überwacht wer-
den. Hierzu umfasst die Aktivierungseinrichtung 202 in
einer Ausgestaltung vier Module, die in Figur 2 als Blöcke
203a-d dargestellt sind und jeweils ein Aktivierungskri-
terium überwachen. Ein Bremseneingriff wird vorzugs-
weise dann vorgenommen, wenn anhand wenigstens ei-
nes Aktivierungskriteriums eine instabile Fahrsituation
erkannt worden ist. In diesem Fall wird von dem entspre-
chenden Block 203a-d ein Aktivierungssignal an die Ak-
torsteuerung 205 der Steuerungseinrichtung 110 gesen-
det, welche daraufhin eine entsprechende Ansteuerung
der Hydraulikeinheit 107 vornimmt.
[0034] Eingangssignale der Aktivierungseinrichtung
202 sind die mittels des Gierratensensors 111 gemes-
sene Gierrate dψ/dt sowie die mittels des Querbeschleu-
nigungssensors 112 gemessene Querbeschleunigung
ay des Fahrzeugs 101. Ein weiteres Eingangssignal ist
die Referenzgierrate dψref/dt. Diese wird in der Berech-
nungseinrichtung 204 anhand des von dem Fahrer an
den Vorderrädern 102a,b eingestellten Radeinschlags-
winkels sowie anhand der Fahrzeuggeschwindigkeit und
ggf. weiterer Größen unter Verwendung eines Fahrzeug-
modells berechnet und entspricht der Sollgierrate des
Fahrzeugs 101. In der dargestellten Ausgestaltung wird
die Referenzgierrate außerhalb der Steuereinrichtung
110 berechnet. Sofern das Fahrzeug 101 über ein Fahr-
dynamikregelsystem verfügt, kann es etwa vorgesehen
sein, dass die Referenzgierrate in diesem System be-
rechnet und der Steuereinrichtung 110 von diesem Sys-
tem zur Verfügung gestellt wird. Gleichfalls kann jedoch
auch eine Berechnung in der Steuereinheit 110 vorge-
sehen sein.
[0035] In dem Block 203a wird vorzugsweise ein Akti-
vierungssignal erzeugt, wenn ein Übersteuern des Fahr-
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zeugs 101 festgestellt worden ist. Hierzu wird in einer
Ausgestaltung der Betrag der gemessenen Gierrate
dψ/dt mit dem Betrag der Referenzgierrate dψref/dt ver-
glichen. Ein Übersteuern wird festgestellt, wenn die Dif-
ferenz |dψ/dt|-|dψref/dt| zwischen dem Betrag der Gier-
rate dψ/dt und dem Betrag der Referenzgierrate dψref/dt
einen Schwellenwert überschreitet. Dieser liegt bei-
spielsweise zwischen 1 Grad pro Sekunde und 5 Grad
pro Sekunde, vorzugsweise bei 2 Grad pro Sekunde.
[0036] In dem Block 203b wird geprüft, ob der Betrag
der erfassten Querbeschleunigung ay einen vorgegebe-
nen Schwellenwert ay,Thr überschreitet. Ist dies der Fall,
wird von dem Block 203b ein Aktivierungssignal an die
Aktorsteuerung 205 gesendet. Anhand dieses Aktivie-
rungskriteriums werden verzögerte Kurvenfahrten auf ei-
ner Fahrbahn mit einem hohen Fahrbahnreibwert er-
fasst, bei denen das Fahrzeug 101 hohen Querbeschleu-
nigungen ay ausgesetzt ist. Der Schwellenwert ay,Thr wird
von dem Block 203c bereitgestellt.
[0037] Der Block 203c ist dazu ausgestaltet, hochdy-
namische Fahrsituationen zu erkennen, in denen es zu
Fahrzeuginstabilitäten kommen kann. Dies geschieht in
dem Block 203c durch eine Auswertung der Gierbe-
schleunigung des Fahrzeugs 101. Die Gierbeschleuni-
gung kann aus der mittels des Gierratensensors 111 ge-
messenen Fahrzeuggierrate dψ/dt bestimmt werden. In
dem beispielhaft in Figur 2 gezeigten System wird die
zeitliche Ableitung der Gierrate dψ/dt in dem Block 203c
innerhalb der Aktivierungseinrichtung 202 ermittelt.
Gleichfalls kann es jedoch vorgesehen sein, dass die
Gierbeschleunigung an anderer Stelle aus der Gierrate
dψ/dt berechnet wird und das Ergebnis an die Aktivie-
rungseinrichtung 202, insbesondere an den Block 203c,
übermittelt wird. Darüber hinaus kann es in einer alter-
nativen Ausgestaltung vorgesehen sein, dass anstelle
der Berechnung der Gierbeschleunigung eine Messung
mittels eines entsprechenden Drehbeschleunigungs-
sensors vorgenommen wird und die Messsignale dieses
Sensors dem Block 203c der Aktivierungseinrichtung
202 verfügbar gemacht werden.
[0038] In dem Block 203c wird der Betrag der Gierbe-
schleunigung mit einem Schwellenwert verglichen. Hier-
bei kann es sich um einen fest vorgegebenen Schwel-
lenwert handeln. Vorzugsweise wird jedoch ein ge-
schwindigkeitsabhängiger Schwellenwert zugrunde ge-
legt, der mit zunehmender Geschwindigkeit des Fahr-
zeugs 101 kleiner wird. Hierdurch wird berücksichtigt,
dass hohe Gierbeschleunigungen bei höheren Fahr-
zeuggeschwindigkeiten mit einer größeren Wahrschein-
lichkeit zu Fahrzeuginstabilitäten führen.
[0039] Wenn die Gierbeschleunigung betragsmäßig
unter dem Schwellenwert liegt, dann wird in dem Block
203b ein Grundschwellenwert für die Querbeschleuni-
gung zugrunde gelegt, der von dem Block 203c an den
Block 203b gemeldet wird. Der Grundschwellenwert liegt
in einer Ausgestaltung zwischen 0,6 g und 1,2 g, vor-
zugsweise bei 0,8 g (g = Erdbeschleunigung). Wenn die
Gierbeschleunigung betragsmäßig den Schwellenwert

überschreitet, dann wird in dem Block 203c eine redu-
zierte Querbeschleunigungsschwelle bestimmt, die in
dem Block 203b für den Vergleich zwischen der Quer-
beschleunigung und dem Schwellenwert herangezogen
wird. Die reduzierte Schwelle wird ausgehend von dem
Grundschwellenwert bestimmt. Dieser Grundschwellen-
wert wird um einen Betrag verringert, der in Abhängigkeit
von der Gierbeschleunigung ermittelt wird. Hierzu wird
eine entsprechende in der Steuereinrichtung 110 hinter-
legte Vorschrift zur Bestimmung des Betrags verwendet.
[0040] Durch die gierbeschleunigungsabhängige Re-
duzierung der Querbeschleunigungsschwelle wird be-
rücksichtigt, dass ein Rückgang der Querbeschleuni-
gung im Falle einer hohen Gierbeschleunigung in der
Regel kein Anzeichen für eine Stabilisierung des Fahr-
zeugs 101 ist. So kann die Querbeschleunigung bei-
spielsweise auch bei einer hohen Gierbeschleunigung
sinken, wenn sich der Fahrbahnreibwert verringert. In
derartigen Fahrsituationen wird somit eine Stabilisierung
des Fahrzeugs 101 gewährleistet.
[0041] Der Block 203d dient dazu, Fahrsituationen zu
erkennen, in denen das Fahrzeugverhalten von einem
untersteuernden Verhalten in ein übersteuerndes Ver-
halten übergeht. Derartige Situationen, zu denen es ins-
besondere bei niedrigen Fahrbahnreibwerten, wie etwa
bei Nässe, kommen kann, stellen regelmäßig hohe An-
forderungen an den Fahrer des Fahrzeugs 101. Oftmals
ist das Fahrzeug 101 in solchen Situationen von durch-
schnittlich geübten Fahrern nicht beherrschbar. Wenn
ein derartiges Fahrzeugverhalten in Block 203d festge-
stellt worden ist, dann wird ein Aktivierungssignal an die
Aktorsteuerung 205 gesendet.
[0042] Zur Erkennung von Fahrsituationen der zuvor
beschriebenen Art wird in dem Block 203d die Differenz
zwischen der mittels des Gierratensensors 111
gemessenen Gierrate dψ/dt des Fahrzeugs 101 und der
berechneten Referenzgierrate dψref/dt ausgewertet. Bei
dieser Differenz handelt es sich um die
Regelabweichung, die üblicherweise einer
Fahrdynamikregelung zugrunde liegt und von dieser
ausgeregelt wird. In einer Ausgestaltung wird die
Gierratendifferenz in dem Block 203d zunächst
herangezogen, um ein untersteuerndes Fahrverhalten
des Fahrzeugs 101 zu ermitteln. Ein solches
Fahrverhalten wird festgestellt, wenn der Betrag der
Gierrate dψ/dt des Fahrzeugs 101 um einen
vorgegebenen Betrag geringer ist als die
Referenzgierrate dψref/dt. Alternativ kann ein
untersteuerndes Fahrverhalten auch in einer anderen,
dem Fachmann bekannten Art und Weise ermittelt
werden.
[0043] Wenn ein untersteuerndes Fahrverhalten des
Fahrzeugs 101 festgestellt worden ist, wird in dem Block
203d überwacht, ob ein Wechsel in ein übersteuerndes
Fahrverhalten erfolgt. Hierzu wird das Gierratendiffe-
renzsignal durch ein Tiefpassfilter gefiltert. Das gefilterte
Signal wird dann mit der ungefilterten Gierratendifferenz
verglichen. Ein Aktivierungssignal wird in dem Block
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203d erzeugt und an die Aktorsteuerung 205 gesendet,
wenn der Betrag der ungefilterten Gierratendifferenz um
einen vorgegebenen Prozentsatz geringer ist als der Be-
trag der gefilterten Gierratendifferenz. In diesem Fall ist
davon auszugehen, dass sich das Fahrverhalten des
Fahrzeugs 101 einem übersteuernden Verhalten nähert.
Der Prozentsatz liegt beispielsweise zwischen 20% und
40%, vorzugsweise bei 30%.
[0044] Für das Tiefpassfilter wird vorzugsweise eine
Zeitkonstante zwischen 250 ms und 400 ms, etwa eine
Zeitkonstante von ca. 350 ms gewählt. Damit liegt die
Zeitkonstante in der Größenordnung der Zeitkonstanten
eines typischen Fahrzeugs 101, so dass sich das Fahr-
zeugverhalten mittels des Tiefpassfilters nachbilden
lässt. Das Tiefpassfilter ist in einer Ausgestaltung als ein
Verzögerungsglied erster Ordnung (P-T1-Glied) ausge-
führt.
[0045] Nachdem die Aktorsteuerung 205 ein Aktivie-
rungssignal von einem der Blöcke 203a-d erhalten hat,
steuert sie die Hydraulikeinheit 107 derart, dass die
Bremskraft an dem kurveninneren Hinterrad 102c,d kon-
stant gehalten wird und von dem Fahrer nicht weiter er-
höht werden kann. Dies geschieht durch die bereits be-
schriebene Steuerung der Ventile der Hydraulikeinheit
107. Das kurveninnere Hinterrad 102c,d wird von der Ak-
torsteuerung 205 anhand eines kurvenrichtungssensiti-
ven Messsignals ermittelt. Hierbei kann es sich um den
Radeinschlagswinkel der Vorderräder 102a,b, um die
Querbeschleunigung ay des Fahrzeugs 101 oder die
Gierrate dψ/dt des Fahrzeugs 101 handeln. Gleichfalls
können mehrere der zuvor genannten Größen herange-
zogen werden, um die Kurvenrichtung zu ermitteln.
[0046] Während die Bremskraft an dem kurveninneren
Hinterrad 102c,d mithilfe der Hydraulikeinheit 107 kon-
stant gehalten wird, wird in der Steuereinrichtung 110
geprüft, ob sich das Fahrzeug 101 aufgrund des vorge-
nommenen Eingriffs stabilisiert oder ob eine hinreichen-
de Stabilisierung des Fahrverhaltens des Fahrzeugs 101
nicht erfolgt. Letzteres wird vorzugsweise festgestellt,
wenn trotz des Eingriffs ein übersteuerndes Fahrverhal-
ten des Fahrzeugs 101 festgestellt wird. Dies erfolgt
durch eine Auswertung des in dem Block 203a erzeugten
Aktivierungssignals, welches wie zuvor beschrieben in
Abhängigkeit von dem Vergleich zwischen der gemes-
senen Gierrate dψ/dt des Fahrzeugs 101 und der Refe-
renzgierrate dψref/dt generiert wird.
[0047] Wenn das in dem Block 203a erzeugte Aktivie-
rungssignal in der Aktorsteuerung 205 vorliegt, das heißt,
wenn trotz des von der Aktorsteuerung 205 gesteuerten
Eingriffs in die Bremsanlage ein übersteuerndes Fahr-
verhalten vorliegt, dann steuert die Aktorsteuerung 205
die Hydraulikeinheit 107 derart, dass die Bremskraft an
dem kurveninneren Hinterrad 102c,d reduziert wird. Hier-
zu werden die Ventile sowie die Pumpe der Hydraulikein-
heit 107, wie bereits beschrieben, geeignet angesteuert.
[0048] Vorzugsweise ist der Betrag, um den die
Bremskraft an dem kurveninneren Hinterrad 102c,d in
einem Schritt reduziert wird bzw. um den der Bremsdruck

verringert wird, fest vorgegeben. Beispielsweise kann es
bei der hydraulischen Bremsanlage vorgesehen sein,
den Bremsdruck in der Radbremse 105c,d in einem
Schritt um einen Betrag zwischen 3 bar und 7 bar, vor-
zugsweise um einen Betrag von 5 bar, zu reduzieren.
Ferner ist vorzugsweise eine maximale Dauer für die
Druckabsenkung vorgegeben. Damit kann die Hydrauli-
keinheit 107 bzw. die enthaltene Pumpe nach der vor-
gegeben Zeitdauer abgeschaltet werden, wenn eine
Druckreduzierung um den vorgegebenen Betrag auf-
grund eines zu geringen Bremsdrucks in der relevanten
Radbremse 105c,d nicht vorgenommen werden kann. In
einer Ausgestaltung liegt die Zeitdauer zwischen 200 ms
und 300 ms, vorzugsweise bei 250 ms.
[0049] Sofern nach der ersten Reduzierung der
Bremskraft weiterhin oder erneut ein Aktivierungssignal
von dem Block 203b empfangen wird, das heißt, wenn
weiterhin oder erneut ein übersteuerndes Fahrverhalten
festgestellt wird, dann erfolgt in einem weiteren Schritt
eine weitere Reduzierung der Bremskraft an dem kurve-
ninneren Hinterrad 102c,d. Die Bremskraft wird dabei in
der gleichen Weise reduziert wie bei dem vorangegan-
genen Schritt. Nachfolgend können sich weitere Schritte
anschließen, in denen die Bremskraft an diesem Fahr-
zeugrad 102c,d weiter verringert wird.
[0050] Eine Verringerung der Druckdifferenz erfolgt
bei abnehmender Gierrate dψ/dt des Fahrzeugs 101. Um
eine abnehmende Gierrate festzustellen, wird diese in
dem Block 206 überwacht. Eine Abnahme der Gierrate
wird in dem Block 206 in einer Ausgestaltung dann fest-
gestellt, wenn sich das Vorzeichen der Gierrate dψ/dt
von dem Vorzeichen der Gierbeschleunigung unter-
scheidet. Dies erlaubt eine sehr zuverlässige Feststel-
lung einer abnehmenden Gierrate. Gleichfalls kann es
jedoch beispielsweise auch vorgesehen sein, dass der
Betrag des in dem aktuellen Loop ermittelten Gierraten-
werts mit dem Betrag des im vorangegangenen Loop
ermittelten Gierratenwerts verglichen wird. Wenn eine
abnehmende Gierrate dψ/dt in dem Block 206 ermittelt
worden ist, wird dies an die Aktorsteuerung 205 gemel-
det.
[0051] Darüber hinaus ist in der Steuereinrichtung 110
ein Block 207 enthalten, welcher prüft, ob ein Regelaus-
trittskriterium erfüllt ist. Dies ist in einer Ausgestaltung
der Fall, wenn die Querbeschleunigung ay des Fahr-
zeugs 101 kleiner ist als ein vorgegebener Austritts-
schwellenwert oder als das um einen vorgegebenen Be-
trag verringerte Querbeschleunigungsmaximum. Der
Austrittsschwellenwert liegt in einer Ausgestaltung zwi-
schen 0 und 0,3 g, vorzugsweise bei 0,1 g. Bei dem Quer-
beschleunigungsmaximum handelt es sich um den ma-
ximalen Betrag der Querbeschleunigung bei dem vorlie-
genden Fahrmanöver, d.h. seit dem Eintritt in die Rege-
lung. Das Querbeschleunigungsmaximum wird in dem
Block 206 durch eine fortlaufende Überwachung der
Fahrzeugquerbeschleunigung ay ermittelt. Die auf dem
Querbeschleunigungsmaximum beruhende Querbe-
schleunigungsschwelle, die für einen Regelungsaustritt
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maßgeblich ist, entspricht in einer Ausgestaltung dem
um 0,2 g reduzierten Querbeschleunigungsmaximum.
Wenn in dem Block 207 festgestellt worden ist, dass die
Regelaustrittsbedingung erfüllt ist, wird dies an die Ak-
torsteuerung 205 gemeldet.
[0052] Wenn die Regelaustrittsbedingung nicht erfüllt
ist, jedoch von dem Block 206 eine abnehmende Gierrate
dψ/dt gemeldet wird, dann wird die Bremskraftdifferenz
an den Hinterrädern 102c,d des Fahrzeugs 101 von der
Aktorsteuerung 205 reduziert. Hierzu steuert die Aktor-
steuerung 205 die Hydraulikeinheit 107 derart, dass die
Bremskraft an dem kurveninneren Hinterrad 102c,d er-
höht wird. In einem ersten Schritt erfolgt dabei eine
Bremskrafterhöhung um einen vorgegebenen Betrag,
der geringer als die Bremskraftdifferenz ist. Um die
Bremskraft an dem kurveninneren Hinterrad 102c,d bei
der beschriebenen hydraulischen Bremsanlage zu erhö-
hen, wird der Bremsdruck in der Radbremse 105c,d des
kurveninneren Hinterrads 102c,d dadurch erhöht, dass
die getrennte Verbindung zu dem Hauptbremszylinder
109 geöffnet wird. Ein aktiver Bremsdruckaufbau mittels
der in der Hydraulikeinheit 107 enthaltenen Pumpe ist
nicht erforderlich, da der Betrag, um den der Bremsdruck
erhöht wird, geringer ist als die Bremsdruckdifferenz an
den Hinterrädern 102c,d.
[0053] Wenn von dem Block 206 eine abnehmende
Gierrate dψ/dt gemeldet wird und der Block 207 meldet,
dass die Regelaustrittsbedingung erfüllt ist, dann steuert
die Aktorsteuerung 205 die Hydraulkeinheit so, dass die
Bremskräfte an den Hinterrädern 102c,d einander ange-
glichen werden. Dies geschieht ebenfalls dadurch, dass
eine Bremskrafterhöhung an dem kurveninneren Hinter-
rad 102c,d zugelassen wird. Bei der hydraulischen
Bremsanlage wird hierzu wiederum die zuvor getrennte
Verbindung der entsprechenden Radbremse 105c,d
zum Hauptbremszylinder 109 geöffnet.
[0054] Sofern durch die mittels der Aktorsteuerung 205
gesteuerten Eingriffe in die Bremsanlage des Fahrzeugs
101 keine Stabilisierung des Fahrzeugs 101 erzielt wer-
den kann, vergrößert sich die Abweichung zwischen dem
Sollverhalten des Fahrzeugs 101 und seinem tatsächli-
chen Verhalten. Hat diese Abweichung ein bestimmtes
Maß erreicht, erfolgen Regeleingriffe des Fahrdynamik-
regelsystems des Fahrzeugs 101, sofern dieses vorhan-
den ist. Im Zusammenspiel mit einem solchen Fahrdy-
namikregelsystem sind die mittels der Steuereinrichtung
110 vorgenommenen Eingriffe den Regeleingriffen des
Fahrdynamikregelsystems vorgeschaltet. In vielen Fäl-
len können dadurch Regeleingriffe des Fahrdynamikre-
gelsystems, die, wie zuvor erläutert, mit Komforteinbu-
ßen für den Fahrer verbunden sind, vermieden werden,
da das Fahrzeug 101 stabilisiert werden kann, bevor die
Regeleintrittsschwellen der Fahrdynamikregelung er-
reicht werden.
[0055] Obwohl die Erfindung in der vorausgegange-
nen Darstellung und den Zeichnungen im Detail be-
schrieben wurde, sind die Darstellungen illustrativ bzw.
beispielhaft und nicht einschränkend zu verstehen; ins-

besondere ist die Erfindung nicht auf die erläuterten Aus-
führungsbeispiele beschränkt. Des Weiteren ist es erfin-
dungsgemäß angedacht das Verfahren auf mindestens
einer Achse, der Vorder- und/oder Hinterachse und/oder
auf beiden Achsen einzusetzen.
[0056] Weitere Varianten der Erfindung und ihre Aus-
führung ergeben sich für den Fachmann aus der voran-
gegangenen Offenbarung, den Figuren und den Paten-
tansprüchen.
[0057] In den Patentansprüchen verwendete Begriffe
wie "umfassen", "aufweisen", "beinhalten", "enthalten"
und dergleichen schließen weitere Elemente oder Schrit-
te nicht aus. Die Verwendung des unbestimmten Artikels
schließt eine Mehrzahl nicht aus. Eine einzelne Einrich-
tung kann die Funktionen mehrerer in den Patentansprü-
chen genannten Einheiten beziehungsweise Einrichtun-
gen ausführen.
[0058] In den Patentansprüchen angegebene Bezugs-
zeichen sind nicht als Beschränkungen der eingesetzten
Mittel und Schritte anzusehen.

Patentansprüche

1. Verfahren zum Stabilisieren eines Fahrzeugs (101)
mit einer Bremsanlage, die von einem Fahrer des
Fahrzeugs (101) betätigbar ist, um an wenigstens
zwei Fahrzeugrädern (102a-d) eine Bremskraft zu
bewirken, wobei während einer Bremsenbetätigung
des Fahrers an einem ersten Fahrzeugrad (102a-d)
einer Achse ein Aufbau einer der Fahrervorgabe ent-
sprechenden Bremskraft zugelassen wird und an ei-
nem zweiten Fahrzeugrad (102a-d) der Achse eine
gegenüber der Fahrervorgabe verringerte Brems-
kraft eingestellt wird, wenn die Erfüllung eines Akti-
vierungskriteriums festgestellt wird, dadurch ge-
kennzeichnet, dass die Erfüllung eines Aktivie-
rungskriteriums festgestellt wird, wenn bei oder nach
einem ermittelten untersteuernden Fahrzeugverhal-
ten ermittelt wird, dass ein gefilterter Wert einer Ab-
weichung zwischen einer erfassten Gierrate und ei-
ner modellbasierten Sollgierrate einen ungefilterten
Wert der Abweichung um mehr als einen vorbe-
stimmten Wert überschreitet.

2. Verfahren nach Anspruch 1, wobei es sich bei der
Achse um eine Hinterachse des Fahrzeugs (101)
und bei dem zweiten Fahrzeugrad um das kurvenin-
nere Hinterrad (102c,d) handelt.

3. Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, wobei eine von
dem Fahrer in einem Zeitpunkt an dem zweiten Fahr-
zeugrad (102a-d) eingestellte Bremskraft gehalten
wird, um in späteren Zeitpunkten die Bremskraft ge-
genüber der Fahrervorgabe zu verringern.

4. Verfahren nach Anspruch 3, wobei die Bremsanlage
Radbremsen (105a-d) umfasst, welche den Fahr-
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zeugrädern (102a-d) zugeordnet sind und Druckmit-
tel aufnehmen können, um eine Bremskraft zu er-
zeugen, und wobei die Radbremse (105a-d) des
zweiten Fahrzeugrads (105a-d) abgesperrt wird, um
die Bremskraft konstant zu halten.

5. Verfahren nach Anspruch 3 oder 4, wobei die Brems-
kraft gegenüber der gehaltenen Bremskraft verrin-
gert wird, wenn festgestellt wird, dass aufgrund der
konstant gehaltenen Bremskraft keine ausreichende
Stabilisierung des Fahrzeugs (101) erreicht worden
ist.

6. Verfahren nach Anspruch 5, bei dem die Bremskraft
verringert wird, wenn ein Übersteuern des Fahr-
zeugs (101) festgestellt wird, während die Brems-
kraft konstant gehalten wird.

7. Verfahren nach einem der vorangegangenen An-
sprüche, bei dem die Erfüllung eines Aktivierungsk-
riteriums festgestellt wird, wenn ein Betrag einer
Querbeschleunigung des Fahrzeugs (101) einen
vorgegebenen ersten Schwellenwert überschreitet.

8. Verfahren nach Anspruch 7, bei dem der erste
Schwellenwert in Abhängigkeit von einer Gierbe-
schleunigung des Fahrzeugs (101) ermittelt wird,
wobei insbesondere mit steigender Gierrate eine
Verringerung des ersten Schwellenwerts vorgenom-
men wird.

9. Verfahren nach einem der vorangegangenen An-
sprüche, bei dem die Erfüllung eines Aktivierungsk-
riteriums festgestellt wird, wenn ein Übersteuern des
Fahrzeugs (101) ermittelt wird.

10. Verfahren nach einem der vorangegangenen An-
sprüche, bei dem die Erfüllung eines Aktivierungsk-
riteriums festgestellt wird, wenn ermittelt wird, dass
das Fahrzeugverhalten von einem Untersteuern zu
einem Übersteuern wechselt.

11. Vorrichtung zum Stabilisieren eines Fahrzeugs
(101) mit einer Bremsanlage, die von einem Fahrer
des Fahrzeugs (101) betätigbar ist, um an wenigs-
tens zwei Fahrzeugrädern (102a-d) eine Bremskraft
zu bewirken, umfassend eine Steuerungseinrich-
tung (110), die dazu ausgestaltet ist, während einer
Bremsenbetätigung des Fahrers aufgrund einer
Feststellung, dass wenigstens ein Aktivierungskrite-
rium erfüllt ist, einen Aktor (107) zu steuern, wobei
der Aktor (107) dazu ausgestaltet ist, aufgrund der
Steuerung an einem ersten Fahrzeugrad (102a-d)
einen Aufbau einer der Fahrervorgabe entsprechen-
den Bremskraft zuzulassen und an einem zweiten
Fahrzeugrad (102a-d) der Achse eine gegenüber
der Fahrervorgabe verringerte Bremskraft einzustel-
len, dadurch gekennzeichnet, dass die Erfüllung

eines Aktivierungskriteriums festgestellt wird, wenn
bei oder nach einem ermittelten untersteuernden
Fahrzeugverhalten ermittelt wird, dass ein gefilterter
Wert einer Abweichung zwischen einer erfassten
Gierrate und einer modellbasierten Sollgierrate ei-
nen ungefilterten Wert der Abweichung um mehr als
einen vorbestimmten Wert überschreitet.

Claims

1. Method for stabilizing a vehicle (101) having a brake
system which can be actuated by a driver of the ve-
hicle (101), in order to bring about a braking force at
at least two vehicle wheels (102a-d), a build up of a
braking force which corresponds to the driver re-
quest being permitted at a first vehicle wheel (102a-
d) of an axle during a brake actuation of the driver,
and a braking force which is reduced in comparison
with the driver request being set at a second vehicle
wheel (102a-d) of the axle if the satisfying of an ac-
tivation criterion is determined, characterized in
that the satisfying of an activation criterion is deter-
mined if, while or after an understeer vehicle behav-
ior is established, it is established that a filtered value
of a deviation between a detected yaw rate and a
model based setpoint yaw rate exceeds an unfiltered
value of the deviation by more than one predeter-
mined value.

2. Method according to Claim 1, the axle being a rear
axle of the vehicle (101) and the second vehicle
wheel being the rear wheel (102c,d) on the inside of
the bend.

3. Method according to Claim 1 or 2, a braking force
which is set by the driver at an instant at the second
vehicle wheel (102a-d) being maintained, in order to
reduce the braking force at later instants in compar-
ison with the driver request.

4. Method according to Claim 3, the brake system com-
prising wheel brakes (105a-d) which are assigned
to the vehicle wheels (102a-d) and can receive pres-
sure medium, in order to generate a braking force,
and the wheel brake (105a-d) of the second vehicle
wheel (105a-d) being shut off, in order to keep the
braking force constant.

5. Method according to Claim 3 or 4, the braking force
being reduced in comparison with the maintained
braking force if it is determined that sufficient stabi-
lization of the vehicle (101) has not been achieved
on account of the braking force which is kept con-
stant.

6. Method according to Claim 5, in which the braking
force is reduced if oversteer of the vehicle (101) is
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determined while the braking force is kept constant.

7. Method according to one of the preceding claims, in
which the satisfying of an activation criterion is de-
termined if a magnitude of a transverse acceleration
of the vehicle (101) exceeds a predefined first thresh-
old value.

8. Method according to Claim 7, in which the first
threshold value is established as a function of a yaw
acceleration of the vehicle (101), a reduction in the
first threshold value being carried out, in particular,
as the yaw rate increases.

9. Method according to one of the preceding claims, in
which the satisfying of an activation criterion is de-
termined if oversteer of the vehicle (101) is estab-
lished.

10. Method according to one of the preceding claims, in
which the satisfying of an activation criterion is de-
termined if it is established that the vehicle behavior
changes from understeer to oversteer.

11. Device for stabilizing a vehicle (101) having a brake
system which can be actuated by a driver of the ve-
hicle (101) in order to bring about a braking force at
at least two vehicle wheels (102a-d), comprising a
control device (110) which is configured for control-
ling an actuator (107), during a brake actuation of
the driver, on account of a determination that at least
one activation criterion is satisfied, the actuator (107)
being configured to permit a braking force which cor-
responds to the driver request to be built up at a first
vehicle wheel (102a-d) on account of the control op-
eration, and to set a braking force which is reduced
in comparison with the driver request at a second
vehicle wheel (102a-d) of the axle, characterized in
that the satisfying of an activation criterion is deter-
mined if, while or after an understeer vehicle behav-
ior is established, it is established that a filtered value
of a deviation between a detected yaw rate and a
model based setpoint yaw rate exceeds an unfiltered
value of the deviation by more than one predeter-
mined value.

Revendications

1. Procédé pour stabiliser un véhicule (101) avec un
système de freinage, qui peut être actionné par un
conducteur du véhicule (101), pour appliquer une
force de freinage à au moins deux roues du véhicule
(102a-d), dans lequel, pendant un actionnement du
frein par le conducteur à une première roue du vé-
hicule (102a-d) d’un essieu, on autorise l’établisse-
ment d’une force de freinage correspondant à l’ordre
du conducteur et on règle à une deuxième roue du

véhicule (102a-d) de l’essieu une force de freinage
réduite par rapport à l’ordre du conducteur, lorsque
l’on constate le respect d’un critère d’activation, ca-
ractérisé en ce que l’on constate le respect d’un
critère d’activation lorsque l’on détermine, lors de ou
après la constatation d’un comportement sous-vi-
reur du véhicule, qu’une valeur filtrée d’un écart entre
un taux de lacet détecté et un taux de lacet de con-
signe basé sur un modèle dépasse une valeur non
filtrée de l’écart de plus d’une valeur prédéterminée.

2. Procédé selon la revendication 1, dans lequel l’es-
sieu est un essieu arrière du véhicule (101) et la
deuxième roue du véhicule est la roue arrière située
à l’intérieur de la courbe (102c, d).

3. Procédé selon la revendication 1 ou 2, dans lequel
on maintient une force de freinage réglée par le con-
ducteur à un instant à la deuxième roue du véhicule
(102a-d), afin de réduire à des instants ultérieurs la
force de freinage par rapport à l’ordre du conducteur.

4. Procédé selon la revendication 3, dans lequel le sys-
tème de freinage comprend des freins de roue
(105a-d), qui sont associés aux roues du véhicule
(102a-d) et qui peuvent contenir des moyens de
pression, afin de produire une force de freinage, et
dans lequel le frein de roue (105a-d) de la deuxième
roue du véhicule (102a-d) est bloqué afin de main-
tenir la force de freinage constante.

5. Procédé selon la revendication 3 ou 4, dans lequel
la force de freinage est réduite par rapport à la force
de freinage maintenue, lorsque l’on constate qu’une
stabilisation suffisante du véhicule (101) n’a pas été
obtenue sur la base de la force de freinage mainte-
nue constante.

6. Procédé selon la revendication 5, dans lequel on ré-
duit la force de freinage, lorsque l’on constate un
sous-virage du véhicule (101) pendant que la force
de freinage est maintenue constante.

7. Procédé selon l’une quelconque des revendications
précédentes, dans lequel on constate le respect d’un
critère d’activation lorsqu’une valeur de l’accéléra-
tion transversale du véhicule (101) dépasse une pre-
mière valeur de seuil prédéterminée.

8. Procédé selon la revendication 7, dans lequel on dé-
termine la première valeur de seuil en fonction d’une
accélération de lacet du véhicule (101), dans lequel
on opère une diminution de la première valeur de
seuil en particulier lorsque le taux de lacet augmente.

9. Procédé selon l’une quelconque des revendications
précédentes, dans lequel on constate le respect d’un
critère d’activation, lorsque l’on détecte un survirage
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du véhicule (101).

10. Procédé selon l’une quelconque des revendications
précédentes, dans lequel on constate le respect d’un
critère d’activation, lorsque le comportement du vé-
hicule change d’un sous-virage à un survirage.

11. Dispositif pour stabiliser un véhicule (101) avec un
système de freinage, qui peut être actionné par un
conducteur du véhicule (101), afin d’appliquer une
force de freinage à au moins deux roues du véhicule
(102a-d), comprenant un dispositif de commande
(110), qui est conçu pour commander un actionneur
(107) pendant un actionnement de frein par le con-
ducteur parce qu’il a constaté qu’un critère d’activa-
tion est respecté, dans lequel l’actionneur (107) est
conçu pour autoriser un établissement d’une force
de freinage correspondant à un ordre du conducteur
par suite de la commande à une première roue du
véhicule (102a-d) et pour régler à une deuxième roue
du véhicule (102a-d) de l’essieu une force de freina-
ge réduite par rapport à l’ordre du conducteur, ca-
ractérisé en ce que le respect d’un critère d’activa-
tion est constaté lorsque, lors de ou après la cons-
tatation d’un comportement sous-vireur du véhicule,
on détermine qu’une valeur filtrée d’un écart entre
le taux de lacet et un taux de lacet de consigne dé-
passe une valeur non filtrée de l’écart de plus d’une
valeur prédéterminée.
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